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Gesezgebuilg.
Grosser Rath, 27. April.

(Fortsetzung.)
§ i. Andcrwerth bemerkt, daß wir schon lczt-

hin in geheimer Sitzung einen ahnlichen Schluß faß-
ten, und daher dieser § übcrflüßig ist. Bilieter
will ohne Ruksicht ans das vorherige diesen jetzigen
Vorschlag annehmen. Carra rd denkt, diese Der-
dopplnng der Gesetze wäre höchst seit sa m, und wir
sollen daher einzig aus dieser Bothschaft annehmen,
was noch nicht in dem ersten Gesez entbalren ist.

Serre tan will, daß man in diesem isien § das
frühere Gesez bestätige. Gmnr folgt Secretan.
Anderwerrh glaubt, es sey durchaus eine nähere
Bestimmung dieses § nothwendig, und da dieses noch
bei einig n andern der Fall ist, so fodert er noch-
inals Verweisung an eine Commission. Billeter
folgt nachmals Anverwerths Antrag. Erlacher be-

harret dagegen auf der Annahme des Vorschlags, weil
in den jetzigen Zeiten die Schelmen nicht zu hoch M
straft werden können. Custor glaubt auch, der §
könne ohne westere Znrükweisung an cine Commission
angenommen werden.

Secretan ist in der Ueberzeugung, daß uns
znlezt die Commissionen noch tôdcn werden, denn alles
will man ohne weitcrs an Commissionen verweisen:
das frühere Gesez enthalt den Grundsa; dieser GTd-
strafen, dieses hingegen die Entwiilunz jenes Gesedes,^
welche sehr gut und zwekmäßig ist, daher fodert er'
Annahme dieses §, und daß diesem Gesez der Titel
gegeb n werde: Entwiklung und nähere Bestimmung
des frühern Gesetzes. Billeter findet, dieser i^or?'
schlag bedürfe deßwegen einer nähern Untersuchung,
im» ein schärferes Gesez gegen Menschen z» cntwer-
fen, die das Vaterland ins Verderben stürzen wollen.

Der K wird mit Secretans leztem Antrag ange-
nommen.

§ 2. Germann will beisetzen, daß die ganz
armen Bürger durch Verlust ihres Antheils an den
Gemcindgütcrn gestraft werden sollen. Ki Ich mann
kann diesem Beisaz nicht beistimmen, weil die Ge-
meindgüter kein personales Eigenthum sind. Graf
stimmt bei, und will also den § ohne Beisaz ann-eh-
men. Akermann ist KilchmannS Meinung, weil
Sie Hinterlassenen des Gestraften doch aus etwas
ähnlichem, als z. B: Gemeind- oder Armengütern,
erhalten werben müssen. G m à r will diejenigen, wel-
che den Aufruhr veranlaßten, an ihrem ganzen Ver-
mögen strafen, und stimmt übrigens dem Gutachten
bei. German» beharret auf seinem angetragenen
Beisaz, oder wünscht, daß eine körperliche Strafe
für die armen Aufrührer bestimmt werde. Graf so-
bMt Tagesordnung über Gcrmanns Antrag. Zomi-

nk unterstüzt Germemns Antrag. Billeter findet,
dieses Mittel sey durchaus nochwendig in den gegen-
wartigen dringenden Umstanden, und stimmt zum F.

Kilchmann beharret. Enz will nicht, daß Einer
für den Andern zahlen müsse, und findet also diesis
Gesez zu hart. Biileter bemerkt, daß durch den

Z. § dieses Vorschlags die Unschuld hinlänglich ge-
sichert ist. Der § wird ohne Abänderung angenomme».

K 3 wird ohne Einwendung angenommen.
§ 4. DeSloes findet diesen § zu hart, denn eS

ist leicht möglich, daß eine Insurrektion viel geschwin-
der nach ihrer Anzerlung ausbreche; er fodere, daß
diese bestimmte Zeit auf 14 Tagen herabgeftzt werde.
Anderwerth will diesen § als ungerecht ganz durcy-
streichen, weil ken: Abwesender gestraft werden
Custor will nur den lezcen The l des § weglassen,
und alle Anwesenden strafen. S er reta » glanbt, der
§ sey nothwendig, weil sonst diejenigen, welche den
Ausruhr gegiftet, oder nicht gehindert haben, vor
Setzen Auàuch abreisen würden. Des!»es sinder,
daß der K mit seiner angetragenen Verbesserung wegen
den von Secretan angeführten Gründen unentbehr ich

nothwendig sey. Enz'stimmt Anderwerth bei- Troscy
bemci tt, saß die Bürger Pflicht haben für die Ruh«
und Ordnung zu sorgen, und also die Gleichgültigen
wie die Schuldigen ocstraft werden müssen. Aker<-
manu will, daß diejenigen, welche steh Geschäften
wegen von Hause entfernen müssen, von diesem à

ausgenommen, und übrigens Desloes Antrag ange-
nommen werde. S choc) will den K völlig durch-
strechen, und dw abwesenden Bürger scharf exanli-
niren, und nur die schuldig Erfundenen strafen, wie
lange sie anch abwesend gewesen seyn mögen. Kilch-
mann folgt Schochs Meinung. Custor will nur
diejenigen, welche wahrend der mehr oder mmder»
Aeusserung des Aufruhrs anwesend waren, bestrafen.
Anderwerth beharret auf der Durchstreichung des
K, welcher eben so überstüsstg als ungerecht ist, weil
die Urheber ausser der Gemeinde, und Unschuldige in
dieser Zwischenzeit 'in der Gemeinde gewohnt haben
können. Graf findet den § nothwendig, und glaubt,
es könne weder Ausnahme noch Abänderung in dem-
selben statt haben, wann man Sicherheit und allge-
meine Verwendung für die neue Ordnung der Dinge
bewirken wolle. Bless stimmt Anderwerth bei. Bil-
le ter findet, dieses Gesez sey ein nochwendiges Uebel
für dielen Zeitpunkt, und die Strafe sen auch für
den allfallig Unschuldigen nicht so hart, um nicht
dieses Opfer von ihm fodcrn zu können; er stimm«
Desloes bei. Cartier glaubt, der § sey gut, weil
die eifrigen bekanurrn Patrioten von selbst von diesem
S trafgescz ausgenommen werden sollen. Guter sin-
det, der 5 gründe sich auf Kenntniß des menschlichen
Herzens, und komme einigermassen mit jenem alren
Gcsiz des SoionS übcrem, welches bei ttmuhen jedem



Bürger verbietet, neutral zu seyn. Die Abwesenden!
strafen, ist etwas hart; doch, da eine gute Spekulation
mit diesem vorherigen Abrufen verbunden ist, und die
Insurrektionen sich nach und nach vorbereiten, so

wünscht er, daß Deslocs Antrag angenommen werde.
Rellstab will leine Unschuldigen, und also nur die-
zenigcn Abwesender, strafen, welche ihre Unschuld nicht
beweisen tonnen.

Der § wird mit der Bestimmung angenommen,
daß die wahrend der Insurrektion abwesenden Bür-
ger verHort, und nur wann sie schuldig befunden,
gestraft werden.

h 5. Germann wünscht, daß in weitläufigen
Gemein en die entfernt wohnenden Bürger, wann sie

ihre Unschuld beweisen kennen, ebenso,!,v ausgenom-
tue» .werden; auch findet er, daß die Angeber, »van»
sie selbst schuldig sind, nicht ganz straflos bleiben, und
endlich, daß die Anzeigen den Agenten oder Distrikts,
Statthaltern gemacht werden sogen. Carrard be-
merkt, daß Germanns- erster Antrag «»anwendbar
ist, w-il man seine Unwissenheit nicht beweisen lau».
Daß die A'/z -ige dem Reg lerungsstatchalter gemacht
werden soll, ist sch? natürlich, weit leicht die Unter-
Beamten selbst im Aufruhr begriffen seyn konnt?» ;
dagegen ist der Ausdrur: wann es noch Aeir ist, dir
Unordnung zu hindern, unannehmbar, uns muß statt
dessen bestimmt werden, die Anzeige zu machen, so-
bald man Kenntniß erhalte?» ha-. Akcrmann will
die Anzeigen an die Unterstatchàr gegen Empfang-
sch ine machen lassen. Schoch und Cuftor folgen
Earrards und Äle-manns Bemerkungen. S er ret an
findet, wir »erst,hen »ms n ch: gut auf Revolutionen
und die dabei zu mh.ucndcu Maßregel»»; das Dir k-

torium macht einen zwelmaß gen Vorschlag, und die-
se» wollen wir so abandern, daß da- Gescz ganz
nnèksam wird; wie kann d-e Unwîffmh.stt dewief.n
wed.n? Diese Lusnahu»eu dienen der Unschulo,
aber »>c Gene» auch dem Schurken, der sich ehelicher
Mann sagt; alles dieses Berathen dicnei zu nichts,
als die Wursamkei: der schon angenommenen §K zu
hemmen; er stimmt zum Vorschlag des Direktoriums.
Biileter folgt Secrerane Antrag, und wi'inschr, daß
wir uns nicht mehr langer »nie der Kritik desselben
abgeben. Carrier ist gleicher Meinung.

Pellegrini folgt ebenfalls Cecretans Mei-
»»mg, und h.,lt den § den Zeicnmstäüdc.i angcmcßcn,
und also a nehuihar; dann kein Schuldiger entgeht
dadurch der Strafe, und nur feite» wird ein Unschul-
diger dadurch gestraft werden. Ki.lchmau» ist Aker-
nianns Meiustng. — Der K wird mit der Bestimmung
angenommen, daß die Anzeigen denDijîrikèsstatchaiêern
gegen Eutpfangscheine gemacht werden können.

Z 6. Carmintran findet diesen 5 durchaus un-
gerecht, denn warum sollte ein Pfarrer bloßer Ver.nu-
Hülfen wegen gestraft werden, da cr doch keine UN-

mittelbare Pflicht auf sich hat, über die politische
Stimmung seiner Gemeinde zu wachen; er wünscht
daher, daß man bestimm«, daß die Pfarrer und die
Beamten, welche beweisen können, daß sie das Mög«
liebste zur Ruhe beigetragen haben, von der Strafe
befreit seyn sollen. Perig he ist gleicher Meinung;
dann schon in etwa iü Cantoncn waren Unruhen,
und also w wden beinahe alle Pfarrer in Helvetic»
abglicht, und die Republik ohne Seelsorge seyn

Schlnmpf kann weder den Anfang, noch das
Ende, nach die Mitte dieses § unterstützen; denn i»
den» kleinen Jnsurrectiouchen im Sentis waren die
Pfarrer nicht nur blos vermuthliche Hehler, sondern
vermuthliche Urheber; nachher aber zeigte sich ihre
Unschuld, Auch das Ende des tz gefallt ihm nicht,
und cr federt einen andern, zwekmaßigern §.

^ Carrard sa k: wir mä hten ein Geiez, durch
das die sich blos leidend haltenden Bürger bei einem
Aufruhr ziemlich hart gestraft werden sollen; billig ist,
daß die e ffenilichen Beamten besonders für Erhaltung
der Ruhe verpflichtet und dafür verantwortlich gemache
werden; aber der Antrag ix s Direktoriums kann nicht
angenommen werden, denn es ist wider die Gcrech-
t gleit, wider die Menschlichkeit selbst, den Pfarrer
als vermutlichen Theilhaber und Hehler der Un-
ruhen vor allem»eus zu erklären. Aber wir müsse»
doch etwas, jenem schon angenommenen Grunssaz
zufolge, bestimmen; also nehme man hierüber Ear-
nnntrans Vorschlag an. Was von den Agenten ge-
sagt ist, ist unnnz, weil sie das Direktorium willkühr-
lich verandern kann. Die Munizipalitâten will er i»
die gleiche Klasse der Pfarrer setzen, und also bestim-
mtiss: daß sie cntstzt werden sollen, wann sie nicht
bcwei'en können, daß sie sich dem Aufruhr widersezt
haben. Will man in Rüksicht der Agenten etwas
verfügt wissen, so trenne man den § >ss Zwei, und

verpflichte das Direktorium gesezlieh, solche na ch la i-
gen Beamten abzusetzen. Dieser Autrag wird ange-
nomme».

Das Direktorium übersendet folgende wothschaft:

Dus LollzielMMdirektorimn der helvetischen
einen und mttheUbm'eu Republik au die
geftzqebendell Räthe.

Bürger Gesczgcber!
Wenn die Plünderung den Soldaten entehret,

und zu icoer Zeit in den polizirtcn Staaten durch die

Gesetze bestraft worden ist; so soll eine grössere Schau-
de noch, und eine h-rt,rc Strafe denjenigen ttesicn,
der ohne Befehl, umrlaubterweise und auf vatt-rlan-
dischcm Boden mitten unter seinen Brüdern durcy

Wuth seine Waffen beflecket, w stehe die Hitze eines

Gefechtes a-cin entschuldigen kann.
Da das Direktorium durch alle nur mögliche»



Mittel zu verhindern wü schte, daß die helvetische
Mil z hLj dm freien Völkern den unbescholtenen Nach-
ru! m von Gerechticifcitöiiebe nicht verlieren möchte,
welchen die schweizerische Nation genossen hat; da es
zu verhindern wünscht, daß in den Herzen der Hel-
vetier d.e Gesinnungen, welche die Einheit in diesel-
ben gepflanzt hat, nicht durch Uneinigkeit, Haß und
Rache ersezt, und so die Republik den allergcwalt-
samsten innern Zerrüttungen blos gestellt werde; so

ladet euch dasselbe ein, die strengsten Strafen gegen
die helvetischen Soldaten zu d kretiren, die ohne Bei
fehl und ohne Erlaubniß es wagen würden, in den
Wirten, wo sie zur Exekution hingefchikt werden, zu
p.ändern, zu br nnen oder zu inerten, so wie auch ge-
gen die Offiziers, die solchen Greueln zugcshcn, und
pe nicht verhindert hätten.

Euer Entscheid über diesen Gegenstand ist dringend.
Republikanischer Gruß.

Der P.äsibent des vollziehenden Direktoriums,

Bay.
Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sckr,

Mousson.
Anderwerth fodcrt Verweisung an eine Com-

mjlìîon, die aber wenig zu thun haben wird, weil
wahrscheinlich hierfür im -Militär-Codex gesorgt ist.
Custor folgt, und will auch Vcrgchen gegen die Re-
isigion bestrafen. Dieser Antrag wird "angenommen.
Carrard, Anderwerth, Vetsch, Bourgeois
und Rcllstab werden in diese Commission geordnet.

Die Vcrsaniinlmm bildet sich in geheime Sitzung.
Nach Wiedereröffnung der Sitzung wird folgende

Bolhschafr verlesen:

Das VollzlehttngMì'ettorium der helvetische!!
emm undimtheilbaren Republik/ nn du
gesezgebeudeu Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Der Bürger Gillomen, von Scheunenburg, in

dem Canton Kern, war von der alten Negierung,
ausser den Unkosten eines tv itlaufigen Prozesses, noch
überdiß zu einer Geldbuße von 600 Kronen vcrurtoeilt
worden, wegen Ausführung von Schlachtvieh aus
dem Canton nach Frankreich.

Sehr streng war solche Ausfuhr verbotten. Um
so viel scharfer wurde die Uebertrettung bei dem Dür-
gcr Gk omen angesehen, da er Aufseher über das
Vieh war.

Das Cantonsgericht von Bern, an welches diese
Sache war gewiesen worden, bestätigte die Sentenz,
und per obere Gerichtshof erklärte, daß das Ansuchen
«M Cassation nicht statt habe.

Das Vollziehnngsdirektorlnm aber, Bürger Ge-
sezgeber, nimmt Ruksicht auf die Art dieses Verge-
hens > so wie auch auf das hohe Alter des Bürger
Gillomen, der bei strengerer Vollziehung des Spru«
ches ganz zu Grunde gerichtet sean würde noch

dieser Rüksicht schlagt es euch vor, die Geldbuße um
zwei Drittel zu vermindern, und ladet euch ein, die
Sache in Betrachtung zu ziehen.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
B a y.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sckr.

Mousson.
Cartier fodert Verweisung an eine Commission.

Traf folgt. DeSloes will entsprechen.^ Ander-
went h federt Verweis mg an eine Commission, weil
sich vielleicht noch einige mildernde Umstände vorftn-
den, sonst würde er Tagesordnung federn. Dieser
Ankrag Wird angenommen, und in die Commission
geordnet: G er maun, Cart-er und Legler.

In die Commission über die Verkaufe des Klo-
sters St. Gallen, werben statt der abwesenden Mit-
glieder ernennt: Graf und Pellegrini.

Senat, 27. April.
Prästde t: M i t t e l h 0 l ; e r.

Ein Beschluß wird verlesen und angenommen,
der dem Ministerium des Innern zn Bestreit mg der
Kosten seiner Kanzlei eine Summe von 4^00 Franken
bewilligt.

Derjenige welcher die an die Munizipal.'täten zu
bezahlenden garen, von Kauf- und Tanschausferri-
Zungen bestimmt — wird verlesen.

Zaslin findet diesen zum ztenmal vor den Se-
nat kommenden Beschluß n n etwas abgeändert; er
tragt auf Verweisung an eine Commission zu näherer
Unlersüchnng an. Ruevp verlangt Verweisung an
die mit den frühern Beschlüssen beschäftigte Commis-
sion. Dieser Antrag wird angenommen. An des
Präsidenten Mittel holzers Stelle wird Kubli in
die Commission geordnet; sie soll Montags berichten.

Kubli und Muret im Namen einer Coiumission
legen über die Beschlüsse welche den gten und 4ten
Abschnitt des bürgerlichen Rechtsgangs enthalten,
die von dem was vor dem Gericht vorgeht, im Fall
beide Partheien erscheinen, und von der Procedur
ohne Nebenfragen handeln, einen Bericht ab, und
rathen zur Annahme. Der Bericht soll für 3 Tage
a.s den Kanzlenisch gelegt werden.

Eine Bothschaft des Bsllziehungsdirektsriums,
welche das patriotische Geschenk des B.Robert,
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Handelsmanns in Tern, bekannt macht — wird ver-
lesen.

Mener v. A rb. verlangt ehrenvolle Meldung
desselben im Protokoll, welche beschlossen wird.

Der gr. Rath hielt keine Sitzung am28. April.

Senat, 28. April.
Präsident: M i t t e l h o l z e r.

Der Beschluß wird verlesen welcher Geldbußen
gegen vie Bewohner aufrührerischer Gemeinden ver?
h^ngt.

^ Zâslin: Es ist für dieGesezgebung schmerzlich,
daß die Umstände ein solches Gesez fodern; er muß
und will zu der Annahme stimmen. Das Gesez aber
vom 2Z. April, dem dieses zur Erläuterung dienen
soll, hat eigentlich einen ganz andern Endzwek; nur
der Zte Artikel desselben steht in Bezug auf den ge-
genwartigen Beschluß; dieß hatte deutlicher gesagt
werden sollen; der große Rath hat übrigens den
Vorschlag des Direktoriums auf eine zwekmassige
Wiese modistzirt.

Kubli ist gleicher Meinung; in den frölichen
Vagen der Ruhe und des Frie ens würde er den Be--
s.hluß freilich n'cht billigen; denn bekanntlich finden
sich die Unruhstifter meist nur unter denen, die nichts
zu verlieren haben und die Vermögenden müssen dann
fur sie büßen; aber auf der andern Seite werden
diese nun auch desto wachsamer seyn, den Ausbruch
der verzerrenden Flamme zu verHuten und sie gleich
anfangs zu ersticken; bei ruhigern glüklichern Zeiten
werde» wir das Gesez zurüknehmen.

Meyer v. Arb. : Wenn je ein Beschluß den
Zeitumstanden angemessen ist, so ist es dieser; man-
cher ruhige Bürger hatte durch zeitige Anzeigen gros-
ses Unglük schon verhüten können; eben so viele
saumselige Unterbeamten; beide werden nun wachs«-
mer werden.

Vo llziehungsdirektorinm.
Da die Prâsidcnz des Bürgers Direktor Bay zu.

Ende ist, so hat der Bürger Direktor Ochs den Vor-
siz am vollziehenden Direktorium von heute an über-
nommen.

Luzern, den 27. April i/yy.
Der Gen. Sekr. des vollziehenden Direktoriums-

Mousson.

Ministerium der auswärtigen
Angelegenheiten.

Garzoni, Minister der auswärtigen Ange-
legenheiten der provisorischen Neuerung
der Republik Lucea an den Minister der
auswärtigen Allgelegenheiten der helveti-
scheu Republik.

kueca den 25. Februar.

Bürger Minister!
Die glükliche Aenderung, welche die große Na-

tion in der Regierungsform unsrer Republik gêtrof-
fen hat, indem sie dieselbe andern freien Staate»
gleichförmiger umbildete, sezt sie in den Stand, den-
selben ihre brüderlichen Gesinnungen und ihre Ach-
tung zu beweisen, und von ihrer Seite auf ein freund-
schaftliches Vernehmen hoffen zu dürfen. Dieß ist
der Zwck, B. Minister, den das Vollziehungsdirekto-
rium sich vorftzte, da es mir auftrug, ich sollte mich
an Sie wenden, und mir die Ehre geben, Sie zu
bitten, daß Sie Ihrerseits der Regierung der helve-
tischen Republik ankündigen, seit dem 4. Hornung
epistire die Aristokratie von Lueca nicht mehr, und es
sey derselben eine provisorische Regierung, die sich

auf die heiligen Grundlagen der Freiheit und Gleich-
heit gründet, gefolget.

Gruß und Hochachtung.

Unterz.Garzoni.

Ruepp findet die Resolution sehr zwekmässig
und dankt dem Direktorium sowohl als dem großen
Rath. Bisvahin haben wir zweierlei Republikaner
gehabt, Seel- und Maulrepublikaner; die gegenwar-
tige Resolution wird die leztern nach Verdienst be-
handeln und entlarven, oder sie auch zu wirklich gu-
ten Republikanern machen.

Der Beschluß wirb angenommen..

Litterarische Gesellschaft des
Kantons Luzern.

Neunzehnte Sitzung, 22. April.
Präsident: Mohr.

Die Gesellschaft in Zürich giebt Nachricht von
der in ihrem Schooße veranstalteten Privatsteuer für
die Brandbeschádigttn in Altorf, und die Gesellschaft
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